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Einleitung

Wer heutzutage die aktuellen politischen Ereignisse verfolgt, könnte versucht 
sein, anzunehmen, dass jeder Tag einen neuen Konfliktherd bringt, sich wieder 
ein Staat aufzulösen droht und wir mit weiteren Eskalationsstufen von Gewalt 
konfrontiert werden. Diese Tendenz, für die sich unzählige Beispiele finden, 
verweist auf die ungebrochene Relevanz der Gesellschaftswissenschaften. Ins-
besondere die Konflikt-, Friedens- und Demokratieforschung stehen angesichts 
dieser Entwicklungen vor großen Herausforderungen und gemeinsamen Aufga-
ben. Nicht zuletzt gilt es, ein diesbezügliches Grundlagenwissen bereitzustellen, 
das Studierenden und einem interessierten Publikum eine Orientierung bietet, 
um aktuelle Tendenzen einzuordnen. Das eben ist das Anliegen dieses Hand-
buchs.

So viele Gründe es für ein derartiges Handbuch geben mag, den Anstoß gab 
im vorliegenden Fall die Gründung des Clusters zur Konflikt-, Friedens- und 
Demokratieforschung (CPDC: Conflict, Peace and Democracy Cluster), dem das 
Demokratiezentrum Wien, das Institut für Konfliktforschung, das Österreichische 
Studienzentrum für Frieden und Konfliktlösung sowie das Zentrum für Friedens-
forschung und Friedenspädagogik an der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt an-
gehören.1 Mit dieser stabilen Arbeitsgemeinschaft dreier außeruniversitärer und 
eines universitären Instituts ist ein für Österreich noch ungewöhnlicher Schritt 
einer wissenschaftlichen Kooperation gegangen worden, der bereits in der ersten 
Phase vielversprechende Ergebnisse in Forschung, Lehre und praktischer An-
wendung der Forschungsergebnisse zeitigte.2 Der Clusterprozess bot auch den 
Rahmen für Diskussionen über Gemeinsamkeiten und Trennlinien der Kon-

1	 Der ursprünglich an der Alpen-Adria-Universität Klagenfurt eingerichtete Cluster 
wurde nach erfolgreicher Evaluierung bis Ende 2015 von dieser weiter betrieben, 
fand aber keinen Eingang in den Entwicklungsplan 2016–2018. Ab 2016 ist die 
Universität Graz die universitäre Partnerorganisation der drei außeruniversitären 
Institute, das Klagenfurter Zentrum wird nach Maßgabe der Möglichkeiten mit 
dem Cluster kooperieren.

2	 Siehe www.uni-klu.ac.at/frieden/inhalt/861.htm, www.ikf.ac.at/cpdc.htm, www.
forschung.friedensburg.at/cluster bzw. www.demokratiezentrum.org/projekte/cpdc.
html (17.7.2015)
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flikt-, Friedens- und Demokratieforschung. Es handelt sich bei den genannten 
Feldern um Querschnittsmaterien, die von unterschiedlichen Disziplinen bear-
beitet werden und von inter- wie transdisziplinären Zugängen gekennzeichnet 
sind. Gleichwohl gibt es keine Publikation, die einen Überblick über diese sich 
synergetisch befruchtenden wie überschneidenden Forschungsbereiche bietet. 

Das vorliegende Referenzwerk beleuchtet die drei verschiedenen Felder Kon-
flikt-, Friedens- und Demokratieforschung sowie ihre interdisziplinären Ge-
meinsamkeiten in Theorie, Konzept und Methodik. Wissenschaftliche Mitar-
beiterInnen der genannten Cluster-Einrichtungen, die in Forschung, Lehre und 
Vermittlung tätig sind, bilden größtenteils auch das AutorInnenteam. 

Der Band setzt sich aus zwei Abschnitten zusammen: Im ersten Teil, den 
Grundlagen, werden zunächst die drei Forschungsbereiche getrennt in ihrer 
spezifischen Verfasstheit betrachtet, und es wird ihre historische Entwicklung 
mit den jeweiligen thematischen Ausformungen und Diskursen nachgezeich-
net. Weiters werden die mit diesen Forschungsbereichen korrespondierenden 
pädagogischen Wissenschaften, Politische Bildung und Friedenspädagogik, erör-
tert. Der zweite Teil, die Leitbegriffe, bietet eine Annäherung an die gegenständ-
lichen Forschungsfelder mit Hilfe theoriegeleiteter relevanter Schlüsselbegriffe 
– ein lexikalischer Zugang, der den Handbuchcharakter der Publikation unter-
streicht.

Der erste Beitrag beschäftigt sich mit Konfliktforschung als einem zentralen 
gemeinsamen Nenner. Anton Pelinka definiert Konfliktforschung als grundsätz-
lich nicht auf eine Disziplin einzugrenzende Sozialforschung, da Konflikt ein 
substantieller Bestandteil jeder Gesellschaft und daher in allen seinen Erschei-
nungsformen zu beobachten ist. Diese Voraussetzung erschwert eine eindeu-
tige definitorische Bestimmung. Konfliktforschung fokussiert auf bestimmte 
Schlüsselbegriffe, benötigt eine historisch-vergleichende Dimension und leis-
tet die Erforschung der Konflikte entlang von cleavages wie Klasse, Ethnizität, 
Religion, Gender oder Generation. Aufgrund der Tatsache, dass Konflikt ein 
essentieller Bestandteil menschlicher Kommunikation und menschlichen Zu-
sammenlebens ist, kann es auch niemals einen konfliktfreien Zustand geben, 
wie Anton Pelinka ausführt. Damit zeigt sich auch eine zentrale Schnittstelle 
zur Demokratieforschung, denn für die Demokratietheorie ist Konflikt ein im-
manenter Bestandteil jedes Gemeinwesens, der durch Interessensausgleich und 
Machtbalance immer wieder vorübergehenden Lösungen zugeführt werden 
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kann. Die Schnittstelle zur Friedensforschung benennt Pelinka in der Analyse 
der Konflikte in der internationalen Politik. 

Im Beitrag zur Friedensforschung arbeiten Wilfried Graf und Werner Winter-
steiner ebenfalls die enge Verwandtschaft der Friedens- und Konfliktforschung 
heraus, die darauf beruht, dass Friedensforschung in ihrer konzeptuellen Grund-
lage auch Konfliktforschung ist und sich (nicht nur, aber sehr wesentlich) auf 
sozialhistorische und politikwissenschaftliche Konfliktforschung bezieht. Ihre 
hauptsächlichen Forschungsthemen sind Gewalt und die destruktivste Form 
der Konfliktaustragung, der Krieg, sowie die konstruktivste Konflikttransfor-
mation, der Friede. Die Autoren benennen auch das Spannungsfeld zwischen 
der deskriptiven und der normativen Dimension der Friedensforschung oder, 
wie sie es formulieren, zwischen Forschung über Frieden und Forschung für den 
Frieden. Nach einem historischen Überblick über die Entstehung dieser „In-
ter-Disziplin“ werden die Gegenstände und Forschungsfelder benannt, gefolgt 
von den wichtigsten Strömungen in Anlehnung an die „vier Generationen“ der 
Friedensforschung nach Oliver Richmond. Darauf aufbauend schlagen die Au-
toren einen integrativen Ansatz als „fünfte Generation“ vor. Damit wird Frie-
densforschung als eine eigenständige „Disziplin“ mit einer „transdisziplinären, 
multiparadigmatischen und epistemologisch pluralistischen Betrachtungsweise“ 
charakterisiert.

Demokratie ist als ein prozessorientiertes offenes Konzept zu verstehen, das 
zum Ziel hat, einen für möglichst alle zufriedenstellenden Ordnungsrahmen 
im Zusammenleben zu entwickeln, und von daher ist, wie Dieter Segert meint, 
Demokratieforschung definitorisch zu fassen ein schwieriges Unterfangen. Er 
nähert sich über die Skizzierung der wichtigsten Hauptströmungen mit ihren 
unterschiedlichen theoretischen Perspektiven und Herangehensweisen. Dabei 
werden die politische Entgrenzung und wirtschaftlich bedingte soziale Un-
gleichheit als aktuelle Problemlagen benannt. Für Dieter Segert ergeben sich 
daraus für die Demokratieforschung zentrale und relevante Forschungsfelder: 
nämlich die Diskussion über die Ursachen der neu entstandenen Autoritaris-
men, die Qualität von Demokratie sowie die Erforschung der sozialen und 
kulturellen Kontextbedingungen von Demokratie unter den Bedingungen der 
Globalisierung. Damit ist es aber für die Demokratieforschung notwendig und 
unerlässlich, den Denkrahmen traditioneller Politikwissenschaft immer wieder 
zu überschreiten.
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Ungelöste Probleme der Demokratieentwicklung hängen nicht nur mit dem 
Spannungsfeld zwischen Wirtschaft und Politik zusammen, sondern auch mit 
dem Aufstieg des Populismus in allen Demokratien Europas, der, wie Segert 
postuliert, auch möglich wurde durch die Kluft zwischen politisch aktiven und 
passiven BürgerInnen. Dieser Zusammenhang sowie die zunehmende Politikdi-
stanz verweisen auf die unzureichend ausgebildete Grundeinstellung sowie das 
Fehlen von Kompetenzen, die in jeder demokratischen Gesellschaft notwendig 
sind. Doch ein Blick auf die Geschichte, insbesondere auf die österreichische, 
zeigt, dass Politische Bildung nur in einem unzureichenden Ausmaß vermittelt 
wurde. 

Gertraud Diendorfer und Johanna Urban gehen in ihrem Beitrag auf diese 
Problematik ein. Sie geben zunächst einen Überblick über den Versuch, Poli-
tische Bildung in Österreich zu institutionalisieren. Instrumentalisierungsver-
suche, Angst vor Indoktrination durch die jeweils „anderen“ oder schlicht feh-
lender Wille kennzeichnen diesen Prozess. Nicht zuletzt aufgrund der vielen 
Herausforderungen in einer Einwanderungsgesellschaft – zu der sich fast alle 
europäischen Länder entwickelt haben – gewinnt die transnationale und globa-
le Dimension von Politischer Bildung an Bedeutung. Die aktuellen Konzepte 
und Theorieansätze, die im Beitrag skizziert werden, weisen über den natio-
nalstaatlichen Rahmen hinaus und verknüpfen formale und non-formale Bil-
dungskonzepte auf Basis der demokratiepolitischen Anforderungen, die aus der 
Gesellschaft kommen. Die Autorinnen analysieren außerdem die Schnittflä-
chen zu anderen politischen Pädagogiken wie Menschenrechtsbildung, Inter-
kulturelle Bildung u.a. 

Der Beitrag zur Friedenspädagogik von Susanne Reitmair-Juárez gibt einen 
Überblick über inhaltliche und methodische Entwicklungen der Friedenspä-
dagogik, indem wichtige Begrifflichkeiten abgeklärt und das Verhältnis der 
Friedenspädagogik zur Friedensforschung dargestellt werden. Darüber hinaus 
werden wichtige Themen und (gesellschaftspolitische) Fragestellungen heraus-
gearbeitet, welche die Friedenspädagogik in ihren verschiedenen Entwicklungs-
schritten beschäftigt und geprägt haben. 

Der zweite Teil des CPDC-Handbuchs ist lexikonartig aufgebaut. Er gibt 
einen Überblick über einige zentrale Begriffe der Konflikt-, Friedens- und De-
mokratieforschung. Damit sollen einerseits die Grundsatzartikel des ersten, sys-
tematischen Teils vertieft werden, andererseits können auf diese Weise auch As-
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pekte Berücksichtigung finden, die im ersten Teil nicht angesprochen werden. 
Es mag in der Natur der Sache liegen, dass man in einem derart interdisziplinä-
ren Feld mit drei Brennpunkten einen solchen Anspruch nie in hinreichendem 
Maße einlösen kann. Wir waren aber bestrebt, ein Mindestmaß an Leitbegriffen 
aufzunehmen, um einen Einblick in die Konflikt-, Friedens- und Demokratie-
forschung zu ermöglichen. 

Die einzelnen Beiträge reflektieren die Mannigfaltigkeit der unterschied-
lichen Aufgaben und Ziele der Institute des Konflikt-, Friedens- und Demo-
kratie-Clusters. Sie stehen damit für ein bestimmtes, klar prononciertes Wis-
senschaftsverständnis: Es geht nicht nur um Grundlagenforschung, sondern 
ebenso um angewandte Forschung und deren Vermittlung – sowohl an die brei-
te Öffentlichkeit als auch gezielt an EntscheidungsträgerInnen. Dies führt zu 
unterschiedlichen Typen der Darstellung. So sind einige der folgenden Beiträge 
eher theoretischer Natur, bei anderen steht die praktische Anwendung der Kon-
zepte im Vordergrund. Die Einträge reflektieren einen ebenso vielfältigen Zu-
gang zur Konflikt-, Friedens- und Demokratieforschung, wie er in der Realität 
der CPDC-Institute und deren Zielsetzungen vorzufinden ist. Sie mögen dazu 
anregen, Querverbindungen herzustellen und Leerstellen durch eigene Reflexi-
onen zu füllen.

An das Ende des Buches ist ein Beitrag zum transdisziplinären Forschen von 
Gert Dressel und Katharina Heimerl gestellt, da Inter- und Transdisziplinarität 
gerade für die beschriebenen, an gesellschaftlichen Problemen orientierten For-
schungsfelder charakteristisch sind. Transdisziplinarität ist auch ein wichtiges 
Stichwort des abschließenden Resümees, das nochmals herausarbeitet, wie not-
wendig es für eine funktionierende Demokratie ist, Wissen über Zusammen-
hänge und Hintergründe bereitzustellen: keine Demokratie ohne kognitive De-
mokratie. 

Das Handbuch zur Friedens-, Konflikt- und Demokratieforschung möge 
Lehrenden, Studierenden und allen Interessierten die nötige Orientierung bie-
ten sowie tiefergehende Analysen und Debatten anstoßen, die zu einer weiteren 
Vernetzung der benannten Forschungsbereiche führen.

Die HerausgeberInnen



Konfliktforschung
Anton Pelinka

Konfliktforschung ist Sozialforschung. Da in allen gesellschaftlichen Konfigu-
rationen der Vergangenheit, der Gegenwart und der Zukunft Konflikte exis-
tieren, erstreckt sich das Tätigkeitsfeld der Konfliktforschung grundsätzlich auf 
die Gesellschaft insgesamt. Konfliktforschung ist deshalb auch keine spezifi-
sche sozialwissenschaftliche Disziplin innerhalb des Kanons der Sozialwissen-
schaften. Sie ist vielmehr – freilich zumeist mehr implizit als explizit – Teil der 
Soziologie und der Politikwissenschaft, der Wirtschaftswissenschaften und der 
Sozialpsychologie, der Sozialgeschichte und der Kommunikations- wie auch 
der Erziehungswissenschaften. Deshalb läuft die (Selbst-)Bestimmung der Kon-
fliktforschung immer Gefahr, unpräzise, weil ausufernd, zu sein. Es ist zwar 
möglich, aber es macht wenig Sinn, Konfliktforschung als die Summe aller so-
zialwissenschaftlichen Forschungen zu definieren – mit der Begründung, dass 
der Konflikt ein unvermeidliches, zentrales Element jeder Gesellschaft und je-
des gesellschaftlichen Subsystems ist. Im Folgenden soll daher der Begriff in 
einem eingeschränkten Umfang beschrieben und erklärt werden – bezogen auf 
die Forschungsfelder, in denen das Phänomen des Konflikts traditionell ganz 
besonders im Zentrum steht.

Konflikt: Ein unveräußerlicher Bestandteil der Gesellschaft

Konflikte sind als das Aufeinanderprallen einander widersprechender Interessen 
und/oder Wertvorstellungen zu verstehen. Das Widersprüchliche macht den 
Konflikt aus. Und dieses Widersprüchliche bestimmt die gesellschaftliche Dy-
namik. Ohne den Konflikt zu verstehen, ist der gesellschaftliche Wandel nicht 
zu verstehen.

Die modernen Gesellschaftswissenschaften, die am Beginn der Neuzeit mit 
Namen wie Niccolo Machiavelli und Thomas Hobbes in Verbindung gebracht 
werden können, räumen dem Konflikt den zentralen Stellenwert überhaupt ein. 
Politik als die verbindliche Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse ist die Fol-
ge von Gegensätzen, die sich sowohl als einander widersprechende Interessen als 
auch als gegenläufige Ideen manifestieren. Die politische Ordnung der Moder-
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ne – der moderne Staat, das politische System – ist immer eine Ordnung, die 
vor allem Konflikte zu domestizieren, zu stabilisieren, zu zivilisieren hat. Max 
Weber unterstreicht, dass der Konflikt aus dem sozialen Leben nicht weggedacht 
werden kann (Weber 1964: 27).

Die der Konfliktforschung zugrunde liegende Idee ist nicht die, dass das 
Phänomen Konflikt einer finalen Lösung zugeführt werden könnte. Die kon-
fliktfreie Gesellschaft existiert zwar in bestimmten utopischen Entwürfen, zu 
der etwa auch die in der marxistischen Gesellschaftsbetrachtung angelegte kom-
munistische Endgesellschaft als Überwindung des „Reiches der Notwendigkeit“ 
zugunsten eines „Reiches der Freiheit“ gezählt werden kann. Aber auch in der 
sozialutopischen Literatur – von Thomas Morus bis Aldous Huxley – steht die 
Minimierung, steht die Eindämmung der Konflikte, nicht aber deren generelle 
Aufhebung im Mittelpunkt.

Schlüsselbegriffe der Konfliktforschung

Dass es Konflikt gibt, ist zunächst die Folge von Knappheit – Knappheit vor 
allem, aber nicht nur materieller Ressourcen. Der Zugang zu Nahrung, zu Ge-
sundheit, aber auch zu Bildung war und ist ungleich verteilt – innerhalb der ein-
zelnen Gesellschaften (oder Staaten), erst recht aber in globalem Maßstab. Kon-
flikt ist zuallererst immer ein Konflikt über die Verteilung knapper Ressourcen.

Konflikte können freilich auch aus dem Anspruch auf „Anerkennung“ ent-
stehen, vor allem als eine bestimmte Gemeinschaft mit spezifischer Identität 
(Taylor 2007). Kärntner SlowenInnen und Roma in Mittel- und Südosteuropa, 
TibeterInnen im von China kontrollierten Hochland des Himalaya und Paläs-
tinenserInnen im früheren britischen Mandatsgebiet Palästina, Sikhs im Pun-
jab und indigene – sich als Völker oder Nationen verstehende – Gruppen 
in Nord- wie auch Südamerika: Ihr Anspruch, als Gemeinschaft mit einer be-
stimmten Identität anerkannt zu werden und daraus bestimmte Rechte ableiten 
zu können, führt immer wieder zu Konflikten. Die den Konflikten zugrunde 
liegenden gegenläufigen Interessen bestehen zuletzt in der Wahrnehmung von 
Interessengegensätzen – und nicht in der objektiven Gegebenheit solcher Ge-
gensätze.

Konflikte erfüllen bestimmte Funktionen. Lewis A. Coser unterscheidet vor 
allem „gruppenfestigende (…) [und] gruppenerhaltende Funktionen“. „Kon-
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flikt vereinheitlicht“ (Coser 1972: 34, 43, 142). Konflikte befestigen Identitäten, 
weil Konflikte das defining other – den für die Identitätsfindung und Identitäts-
verfestigung wesentlichen Gegenpol – deutlicher hervortreten lassen. Der Kon-
flikt zwischen den Nationalitäten in Österreich um 1900 bestärkte das Selbst-
verständnis der einzelnen, sich national verstehenden Gemeinschaften. Die 
Muslim League in Britisch Indien verstärkte – in ihrem Widerspruch zum sä-
kularen Anspruch des Indian National Congress – den Zusammenhalt indischer 
MuslimInnen und legte so die Grundlage für die 1947 erfolgte Schaffung eines 
muslimischen Staates, Pakistan. Die Auseinandersetzung zwischen „weiß“ und 
„schwarz“ in den USA schuf eine spezifische afrikanisch-amerikanische Identität.

Konflikte haben in ihrer nach innen gerichteten, die eigene Gruppe betref-
fenden Wirkung vor allem – über die Stiftung und Verstärkung von Identitäten 
hinaus – einen homogenisierenden Effekt. Die Intensivierung von Konflikten 
mit einem „Gegner“ erschwert eine Opposition in den „eigenen“ Reihen. In-
klusion (wir) und Exklusion (die anderen) werden schärfer gesehen. Konflik-
te homogenisieren die Wahrnehmung der eigenen und der anderen Seite eines 
Konfliktes, sie tendieren zu bipolarer Vereinfachung in der Wahrnehmung. 

Die Lösung von Konflikten, immer zu verstehen als Lösung bestimmter 
und nicht aller Konflikte, kann in höchst unterschiedlicher Form erfolgen. Die 
Demokratie ist auch und vor allem als ein Ordnungssystem der Regulierung, 
der Lösung von Konflikten zu verstehen: in gewaltfreier Form und unter Be-
rücksichtigung von Grundwerten, wie sie sich vor allem im Kanon universel-
ler Menschenrechte ausdrücken. Doch die Demokratie ist ein – historisch 
gesehen – relativ neues Muster der Konfliktlösung. Der Umgang mit und die 
Lösung von Konflikten in vordemokratischen Perioden ist ebenso Gegenstand 
der Konfliktforschung wie aktuelle Vergleiche: etwa die Untersuchung der Aus-
tragung von Konflikten in einem Einparteiensystem wie dem der Volksrepublik 
China mit der Konfliktaustragung in einem Mehrparteiensystem etwa Indiens.

Dass die Demokratie zwar eine, sich gegen Ende des 20. Jahrhunderts offen-
kundig immer stärker durchsetzende Form der Konfliktlösung im innergesell-
schaftlichen (innerstaatlichen) Rahmen ist, darf nicht übersehen lassen, dass in 
der Internationalen Politik – mangels eines Systems globaler Demokratie – an-
dere Formen der Konfliktregulierung zu beobachten sind und andere theoreti-
sche Muster herangezogen werden müssen – etwa in Form der Gegenüberstel-
lung von Multipolarität und Bipolarität. 
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Der zu beobachtende Trend, dass bestimmte Formen der Konfliktlösung 
(vor allem: Konfliktlösung durch offen ausgetragene Gewalt, wie Kriege im 
zwischenstaatlichen oder totalitärer Terror im innerstaatlichen Bereich) immer 
mehr in den Hintergrund treten, darf aber wiederum nicht den Fehlschluss pro-
vozieren, die Konfliktintensität insgesamt sei im Abnehmen. Vor allem geht die 
Konfliktforschung davon aus, dass die Regulierung von Konflikten im Sinne 
eines Systems genereller Konfliktlösungen eine Ordnung braucht, zu der auch 
institutionell verankerte Autorität (etwa die von Parlamenten und Regierungen) 
gehört. Diese ist mit Macht ausgestattet – Macht im Sinne der Fähigkeit, den 
eigenen, institutionell manifestierten Willen gegen Widerstreben durchsetzen 
zu können. Und dazu braucht es auch in den bekannten Systemen die Mög-
lichkeit der Gewaltanwendung – etwa in Form des staatlichen Gewaltmonopols, 
auch einer Demokratie.

Das unvermeidliche Phänomen des Konfliktes ist also mit dem ebenso un-
verzichtbaren Phänomen der Macht verbunden. Die zentrale Fragestellung, wie 
sie in der Konfliktforschung gesehen wird, ist nicht die, ob Macht zur Konflikt-
lösung notwendig ist; sondern die, welche Macht erforderlich ist. Solange wir 
davon ausgehen, dass Konflikte zu Macht führen und Macht wiederum Kon-
flikte nach sich zieht –  und diese Ausgangslage wird durch keine beobachtbare 
Entwicklung in Frage gestellt –, wird es Konflikte geben, die auf verschiedenen, 
einander widersprechenden Interessen basieren und verschiedene, ebenfalls ei-
nander widersprechende Ideen hervorbringen. Das wiederum führt mit Not-
wendigkeit zu einem Ordnungssystem, das durch Autorität ausgezeichnet ist 
– einschließlich der Fähigkeit, Macht zur Konfliktregelung einsetzen zu können.

Hannah Arendt sieht das Politische als „ein Reich der Mittel“ (Arendt 2003: 
77). Damit unterstreicht sie das Instrumentelle des Politischen, also die Macht. 
Politik ist auch als ein Instrumentarium zu verstehen, das Konflikte zu regeln, 
das Konflikte zu domestizieren hat. Konflikte sind jedenfalls der Politik vor-
geordnet. Nicht diese schafft primär Konflikte – Konflikte erzeugen vielmehr 
Politik.

Der Begriff der Macht ist mit dem der Gewalt verbunden, aber nicht iden-
tisch. Nach der auf Johan Galtung zurückgehenden Begrifflichkeit ist zwischen 
personeller Gewalt, die direkt von Menschen gegen Menschen ausgeübt wird, 
und struktureller sowie kultureller Gewalt zu unterscheiden (Galtung 1996: 
196ff). Die nicht personellen Formen der Gewalt bestehen in gesellschaftlichen 
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Verhältnissen, die das Potential menschlicher Entwicklungen verhindern. Die-
ser transpersonelle Gewaltbegriff führt zur Frage der sozialen Gerechtigkeit. 
Strukturelle und kulturelle Gewalt sind einerseits für die Konfliktforschung un-
verzichtbare Begriffe, weil sie bei der Suche nach und Analyse von Konfliktur-
sachen wesentlich sind; andererseits besteht aber die Gefahr der analytischen 
Unschärfe.

Macht ist – nach Max Weber – die Fähigkeit, das eigene Interesse (den eige-
nen Willen) gegen widerstrebende Interessen durchsetzen zu können, gleichgül-
tig, worauf diese Fähigkeit beruht. Zu dieser Fähigkeit gehört auch die Bereit-
schaft, personelle Gewalt einsetzen zu wollen. Im demokratischen Rechtsstaat 
äußert sich dies in der Durchsetzungsfähigkeit von Polizei und Justiz. Pierre 
Bourdieus bewusst weniger präzise definierter Machtbegriff, der auch Aspekte 
des Symbolischen und damit der Wahrnehmung mit einschließt, betont – kei-
neswegs im Widerspruch zu Weber – den gesamtgesellschaftlichen, nicht bloß 
(im engeren Sinn) politischen Charakter von Macht.

Die Konfliktforschung schließt auch die Beschäftigung mit individuellen 
Konflikten mit ein. Der Bezug zur Psychologie und Psychoanalyse ist gegeben. 
Die Konfliktforschung neigt freilich dazu, in den Konflikten zwischen Einzel-
personen immer auch den gesellschaftlichen Hintergrund ausleuchten zu wol-
len, also die in Konflikte verstrickten Individuen auch als gesellschaftliche, als 
politische Personen zu sehen, die von sozialen Rahmenbedingungen (mit)be-
stimmt werden. 

Die historisch-vergleichende Dimension der Konfliktforschung

Der Konflikt begleitet die gesellschaftliche Wirklichkeit in allen Perioden der 
Entwicklung. Deshalb wird die Konfliktforschung auch von einer mehr oder 
weniger deutlichen historischen, komparativen Dimension begleitet: Waren re-
ligiös motivierte Konflikte in Irland um die Mitte des 19. Jahrhunderts explo-
siver als solche Konflikte im Irland der Gegenwart? Hat der Konflikt zwischen 
den Großmächten in Europa in der Phase nach dem Westfälischen Frieden eine 
grundsätzlich andere oder eine weitgehend ähnliche Dimension gehabt wie die 
internationalen Konflikte nach dem Ende des Kalten Krieges? Wie äußert sich 
der Konflikt zwischen den Geschlechtern politisch heute – im Vergleich mit 
der Phase des Kampfes um das Frauenstimmrecht?
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Die komparative Dimension der Konfliktforschung bezieht sich auch auf 
den Vergleich der Intensität eines Konfliktes. Ein ethnischer Konflikt – etwa 
der zwischen Hutus und Tutsis in Ruanda und Burundi – hat im Laufe des 20. 
Jahrhunderts unterschiedliche Formen der Konfliktaustragung angenommen: 
zwischen Machtteilungsformeln im Sinne einer Konkordanzdemokratie bis hin 
zum Genozid (1994). Die Konfliktforschung hat sich mit den Erscheinungs-
formen dieses Konfliktes, mit den Ursachen des Wandels der Konfliktintensi-
tät und mit der Übertragbarkeit von Konfliktlösungsmustern (etwa: amicabilis 
compositio, d.h. power sharing nach Schweizer Muster) zu befassen. 

Die historisch-vergleichende Dimension ist deshalb von Bedeutung, um ein 
letztlich unkritisches Amalgam in der Wahrnehmung von Konflikten zu ver-
meiden. Wenn Konflikt gleich Konflikt ist, dann wird der Blick auf die eben 
sehr verschiedenen Ursachen, die sehr verschiedenen Folgen und die ebenso 
sehr verschiedenen Lösungsmöglichkeiten verstellt. Wenn der Konflikt zwi-
schen Sklaven und Herren zur Zeit des Römischen Reiches und des Spartakus-
Aufstandes nicht von den gesetzlichen Regeln folgenden Arbeitskonflikten in 
liberalen Demokratien des ausgehenden 20. Jahrhunderts unterschieden wird, 
wird tendenziell soziale und politische Blindheit gefördert. Wenn die Gewaltan-
wendung der deutschen Opposition am 20. Juli 1944 – einer Opposition gegen 
ein totalitäres System – nicht prinzipiell von der Gewaltanwendung der Roten 
Armee Fraktion (RAF), einer „außerparlamentarischen Opposition“ gegen ein 
demokratisches Mehrparteiensystem, drei Jahrzehnte nach dem Ende der deut-
schen Diktatur unterschieden wird, geht die Unterscheidung zwischen Dikta-
tur und Demokratie verloren. Der Vergleich ist ein unverzichtbares Instrument 
der Konfliktforschung. Ohne dieses führt die Konfliktforschung zu intellektuell 
flachen, wissenschaftlich unsauberen und insgesamt nichtssagenden Aussagen.

Muster der Konfliktlösung

Die Konfliktforschung geht von verschiedenen Grundmustern der Konflikt-
lösung aus, die wiederum von dem jeweiligen Charakter eines Konfliktes be-
stimmt werden. Eine grundlegende Unterscheidung ist die zwischen antago-
nistischen und nicht-antagonistischen Konflikten. Antagonistische Konflikte 
gleichen nicht nur einem Nullsummenspiel – d.h. die Vorteile, die eine Kon-
fliktpartei aus einer Lösung zieht, findet ihre Entsprechung in den Nachtei-
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len der anderen Konfliktpartei(en). Antagonistische Konflikte sind, über die-
sen Nullsummenspielcharakter hinaus, letztlich nur durch den Untergang, d.h. 
durch das Verschwinden einer Konfliktpartei lösbar.

In der Konfliktforschung im Bereich der Internationalen Politik kommt die 
Forderung nach der bedingungslosen Kapitulation (unconditional surrender) ei-
ner Seite einem antagonistischen Konflikt sehr nahe, weil eine solche Forderung 
einen Kompromiss ausschließt. In der marxistischen Konfliktterminologie sind 
Klassenkonflikte ihrem Wesen nach antagonistisch – sie enden, so das klassi-
sche marxistische Verständnis, mit dem Verschwinden einer Klasse, bzw. mit 
dem Aufgehen der Mitglieder der einen in der anderen (historisch siegreichen) 
Klasse. Ein Konflikt mit Nullsummenspielcharakter, der seinem Wesen nach 
eindeutig nicht antagonistisch ist, ist der Parteienwettbewerb eines demokrati-
schen Systems. Da die Quantität der zu gewinnenden Stimmen, bzw. der zu er-
reichenden Parlamentsmandate von vornherein beschränkt ist, ist das Ausmaß 
des Erfolges von Parteien immer deckungsgleich mit dem Ausmaß des Miss-
erfolges anderer Parteien. Diese gehen jedoch mit ihrer Wahlniederlage nicht 
unter, sie bleiben trotzdem – etwa als Oppositionsparteien – AkteurInnen im 
Wettbewerb und damit im Konflikt. In der gesellschaftlichen Realität werden 
die meisten Konflikte nicht als antagonistisch wahrgenommen. 

Die in der Konfliktforschung wahrscheinlich wichtigste typologische Un-
terscheidung ist die zwischen symmetrischen und asymmetrischen Konflikten. 
Symmetrische Konflikte sind solche zwischen AkteurInnen gleicher Natur (also 
etwa zwischen Staaten oder zwischen politischen Parteien) und zumindest an-
nähernd gleicher Stärke. In der Internationalen Politik muss man davon ausge-
hen, dass asymmetrische Konflikte mit größerer Wahrscheinlichkeit gewaltsam 
ausgetragen werden, weil eine sich eindeutig stärker fühlende Partei weniger 
Anreiz zu einer Konfliktlösung auf dem Weg der Kompromissfindung hat als ei-
ne Konfliktpartei, die sich einem als gleich stark wahrgenommenen Konkurren-
ten gegenüber sieht. Diese Logik symmetrischer Konflikte war auch der Hinter-
grund des „Friedens durch Abschreckung“, der den Kalten Krieg der Jahrzehnte 
zwischen 1948 und 1989 bestimmte: Für beide Seiten (Westen – NATO, unter 
Führung der USA; Osten – Warschauer Pakt, unter Führung der Sowjetunion) 
waren die Nachteile eines Versuches, den Konflikt gewaltsam zu lösen, zu ein-
sichtig, als dass ein Krieg riskiert worden wäre. 

Die Frage nach der Symmetrie setzt freilich voraus, dass die Indikatoren zur 
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Messung der Stärke der eigenen und der anderen Seite eindeutig und rational 
bestimmbar sind. Fehlkalküle sind die wichtigsten unmittelbaren Ursachen für 
den Ausbruch von Kriegen – wie zum Beispiel sowohl 1914 als auch 1939 zu 
beobachten war; und was etwa für den Krieg gilt, den der Irak 1980 gegen den 
Iran in der Annahme eines dann eben nicht gegebenen militärischen Vorteils 
begann. Symmetrie und eine allgemein vermittelbare Einsicht in eine solche 
Symmetrie, das heißt in ein nachvollziehbar gegebenes Gleichgewicht, ist zwar 
kein Mittel zur Konfliktlösung, sehr wohl aber ein Mittel zur Vermeidung von 
Konflikteskalation.

Asymmetrische Konflikte veranlassen jedenfalls die schwächere Seite, sich 
zu verstärken – sei es durch Rüstung, sei es (vor allem) durch die Suche nach 
Allianzen. In der Politik lässt sich das bei bestimmten Formen der Koalitions-
bildung erkennen – etwa bei der Anlehnung Serbiens an Russland (1914) oder 
bei den „Stellvertreterkriegen“ zur Zeit des Ost-West-Konfliktes, als die USA 
den auch und wesentlich von islamistischen Kräften getragenen Widerstand ge-
gen die militärische Intervention der UdSSR in Afghanistan unterstützten, aber 
auch, als die Volksrepublik China eine Verbesserung („Normalisierung“) ihrer 
Beziehungen mit den USA suchte, um im Konflikt mit der militärisch als über-
mächtig eingeschätzten UdSSR Stärke zu gewinnen. Das Muster „Der Feind 
meines Feindes ist mein Freund“ begleitet viele Konflikte als Ausdruck des Ver-
suches, Symmetrie herzustellen.

Dem Ansatz von Arend Lijphart (1977) folgend, sind Kompromiss und 
Machtteilung Muster der Konfliktlösung. Das ist auch der Grundgedanke fö-
deralistischer Konzeptionen: Die Herstellung unterschiedlicher Ebenen, auf de-
nen unterschiedliche Interessen in unterschiedlicher Weise, aber insgesamt auf-
einander abgestimmt, die Politik bestimmen. Die Gewährung von Autonomie 
an Regionen (Katalonien, Baskenland, Schottland, Nordirland, Südtirol) ist die 
konkrete Anwendung dieses Musters: Die Konfliktparteien erhalten bestimmte 
Anteile an der politisch definierten Macht – auf unterschiedlichen Ebenen.

Erforschung gesellschaftlicher Konflikte

Dass gesellschaftliche Konflikte gesellschaftliche Ursachen haben, ist eine Ein-
sicht, die am Beginn der Konfliktforschung steht. Die zu beobachtenden For-
mationen von Konflikten – zwischen politischen Parteien, zwischen Regierung 
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und sozialen Bewegungen, zwischen den Verbänden des Kapitals und denen der 
Arbeit, zwischen Frauen und Männern, zwischen den Generationen, zwischen 
verschiedenen Religionsgemeinschaften und zwischen unterschiedlichen Ethni-
en, zwischen nationalen Mehrheiten und nationalen Minderheiten, aber auch 
zwischen Staaten und ihren Allianzen – müssen zunächst verstanden werden, 
bevor fundiert und seriös Empfehlungen über den Umgang mit diesen Konflik-
ten abgegeben werden können.

Konzeptioneller Zugang: Cleavages

Der Begriff Cleavage – am besten übersetzt mit Konfliktlinie – wurde von Stein 
Rokkan und anderen um die Mitte des 20. Jahrhunderts zum Verständnis und 
zur Analyse gesellschaftlicher, insbesondere auch politischer Konflikte eingeführt. 
Der Grundgedanke, der hinter diesem Begriff steht, ist die auf Erfahrung basie-
rende Einsicht, dass sich Konflikte quasi vorhersehbar entwickeln. Tektonischen 
Bebenlinien gleich, die eine Prognose über die Wahrscheinlichkeit von Erdbeben 
erlauben, lassen sich gesellschaftliche Bruch- und Konfliktlinien beobachten, die 
Aussagen über eine Latenz von Konflikten zulassen – und so das aktuell Wer-
den dieser Konflikte vorhersehbar machen.   Entlang dieser cleavages schlummern 
Konflikte, die ausbrechen können – ohne gesicherte Aussagen über den Zeit-
punkt des Ausbrechens oder auch über die Intensität dieser Konflikte zuzulassen.

Konflikttypologie konkret: Klasse, Ethnizität, Religion, Gender, Generation

Die Konfliktforschung geht, auf der Grundlage der historischen und aktuellen 
Evidenz, von folgenden cleavages aus:
1.	 Klasse, die sich politisch vor allem in der Entstehung von Arbeiter- und auch 

Bauernparteien äußert und auch den industriellen Beziehungen (zwischen 
ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen) zugrunde liegt – wobei der Be-
griff Klasse immer wieder auch von der Dichotomie Arbeit – Kapital losgelöst 
generell für divergierende sozio-ökonomische Interessen verstanden wird;

2.	 Ethnizität, die in Form nationaler Konflikte – oft auch in Form von Ausei-
nandersetzungen ethnisch oder sprachlich definierter Mehrheit und Min-
derheit – besteht und in engem Zusammenhang mit von Nationalismen 
begleiteten Auseinandersetzungen von Nationalstaaten zu sehen ist;
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3.	 Religion, die – oft mit Ethnizität verbunden – sowohl Parteien als auch Be-
wegungen begründet, die oft gegeneinander, aber auch gegen eine sich sä-
kular verstehende staatliche Ordnung steht;

4.	 Gender, politisch artikuliert vor allem in Form der Frauenbewegung, aber 
erkennbar auch in den unterschiedlichen sozialen Rollen, kodifizierten 
oder praktizierten Normen und den damit verbundenen unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Verhaltensmustern von Frauen und Männern;

5.	 Generation äußert sich in den unterschiedlichen, auch politisch artikulier-
ten Verhaltensformen von Jüngeren und Älteren, hinter denen gegenläufige 
Interessen sichtbar sind.

Weitere Konfliktlinien, die von der Konfliktforschung systematisch zu betrach-
ten sind, sind die regional definierten Gegensätze zwischen urbanen und ruralen 
Interessen, zwischen Zentrum und Peripherie. Cleavages erklären die Entstehung 
von Parteien und die Formierung von Parteisystemen, begründen konkrete Aus-
einandersetzungen über die Verteilung von Ressourcen und sorgen – etwa in 
der Entwicklung transnationaler Parteifamilien (sichtbar etwa am Beispiel der 
Fraktionen im Europäischen Parlament) – für eine partielle Überwindung einer 
traditionell zunächst in einem einzigen politischen System (Staat) eingebetteten 
politischen Orientierung. Gerade die politische Konfliktforschung blickt zuerst 
auf die bereits erkennbaren oder die als latent zu vermutenden Konfliktlinien.

Alle diese Konfliktlinien werden zumeist mit einem ideologischen Überbau 
versehen, der oft ein Eigenleben führt und dazu neigt, sich von den zugrunde lie-
genden Konfliktlinien zu emanzipieren. Oft ist dann nicht mehr zu unterschei-
den, was „Unterbau“ und was „Überbau“ ist. In Nordirland etwa vermengen 
sich Klassengegensätze und religiöse Konflikte in Verbindung mit gegenläufigen 
historischen Narrativen zu einem Konflikt, der sowohl als ethnisch-nationaler 
als auch als sozialer und als religiöser zu sehen ist. In den Systemen sowjetischen 
Typs war zu beobachten, dass die Terminologie des Klassenkampfes im Sinne 
der marxistisch-leninistischen Ideologie sich verselbständigte und mit der Rea-
lität der Gesellschaft, aber auch der Weltpolitik in keinem erkennbaren Kausal-
zusammenhang mehr stand.

Diese Konfliktlinien sind nicht nur „objektiv“, sondern auch „subjektiv“ 
zu sehen: Sie können gemessen werden – etwa in Form der empirischen Dar-
stellung von vorhandenen Verteilungsungleichheiten; oder auch in Form der 
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Nachzeichnung der Konfliktexplosionen, die entlang dieser Konfliktlinien aus-
gebrochen sind. Die Wahrnehmung dieser Konfliktlinien wirkt aber auch als 
Katalysator, als Beschleuniger und Verstärker für den Übergang von Konflik-
ten aus der Phase der Latenz in die der Aktualität. Es geht auch um die Wahr-
nehmung, um die Perzeption gesellschaftlicher Bruch- und Konfliktlinien. Die 
Konfliktforschung beschäftigt sich auch mit der Frage, warum schlummernde 
Konflikte gerade zu einem bestimmten Zeitpunkt ausbrechen; warum etwas, 
das „objektiv“ schon lange gegeben ist, in einem bestimmten historischen Mo-
ment zur politischen Explosion führt. 

Hier kommt der Deutungshoheit eine besondere Position zu: Warum hat 
der Konflikt zwischen KatholikInnen und ProtestantInnen in den Niederlan-
den und der Schweiz im Laufe des 20. Jahrhunderts durch die Integration der 
katholischen und protestantischen Subgesellschaften („Säulen“) an politischer 
Mobilisierungskraft verloren, der in Nordirland hingegen nicht? Oder, wie dies 
Albrecht Koschorke ausdrückt: „…und plötzlich bekommt dieser Teppich [Das 
Gefüge der Gesellschaft, Anm. d. Autors] an bestimmten Stellen immer größere 
Risse. Warum gerade an diesen, warum nicht an anderen?“ (Koschorke 2009: 
281). Wer die Deutungshoheit besitzt, kann auch Einfluss auf die Konfliktin-
tensität nehmen. Wer die objektiv vorhandenen Konfliktlinien mit Autorität zu 
interpretieren vermag, bestimmt auch den Konflikt mit. 

Arend Lijphart hat, mit dem Bezug vor allem zur Schweiz, den Begriff der 
cross cutting cleavages entwickelt: Das Überlappen bzw. Überkreuzen von Kon-
fliktlinien. Wenn zum Beispiel die historisch für die Entwicklung der Schweiz 
entscheidenden Gegensätze – die zwischen den Religionen und die zwischen 
den Sprachgruppen – nicht parallel, sondern in gemischter Form existieren, er-
leichtert das die Stabilisierung von Gegensätzen: Katholische Schweizer können 
frankophon oder deutschsprachig sein, deutschsprachige Schweizer sind protes-
tantisch oder katholisch. Die konfessionelle Konfliktlinie relativiert die sprach-
liche, die sprachliche wiederum die konfessionelle.

Diese einander überkreuzenden Identitäten bestimmen auch die Intersektio-
nalitätsdebatte, die bei der Trias race, class and gender beginnt, aber darüber hin-
ausführt und auf die gegebene Komplexität des Mix verschiedener Identitäten 
verweist. Die im Konzept der cleavages angelegte mögliche Vereinfachung dieser 
Komplexität in Richtung einer Dichotomie wird so verhindert, Konflikte wer-
den nicht bipolar, sondern multipolar verstanden (Klinger 2008).
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Die auf Ronald Ingleharts Forschungen (1997) aufbauende Theorie des Post-
modernismus unterstreicht die Dynamik der Veränderung von cleavages: In den 
relativ wohlhabenden Gesellschaften des späten 20. und des frühen 21. Jahr-
hunderts ist zu beobachten, dass bei den jüngeren, besser gebildeten, sozial gut 
abgesicherten Menschen die traditionell „materialistische“ Wertorientierung 
(Sicherheit, Wohlstand, Wachstum) in den Hintergrund tritt und eine „post-
materialistische“ Orientierung (Umweltschutz, Menschenrechte) deutlicher 
wird. In den gesellschaftlichen Sektoren, in denen individuelle soziale Absiche-
rung als gegeben angenommen wird, verschiebt sich mit der Priorität der Werte 
auch die Konfliktorientierung.

Inwieweit sich die Krise in den Wohlstandszonen Westeuropas und Nord-
amerikas, die sich durch steigende (vor allem die Jugend treffende) Arbeitslo-
sigkeit äußert, das Paradigma des Postmodernismus verändert, ist eine Heraus-
forderung für die Konfliktforschung. Die diesem Paradigma zugrunde liegende 
Beobachtung betrifft Bildung und Wohlstand als Determinanten veränderter 
politischer Einstellungen. Wenn Bildung nicht mehr zu höherer individueller 
materieller Sicherheit führt, drohen die Voraussetzungen des Inglehart-Konzep-
tes verloren zu gehen.

Innergesellschaftliche Konflikte: Demokratietheorie

Die ersten Anfänge theoretischer Betrachtungen zur Demokratie gehen von ei-
nem Konflikt zwischen „dem Volk“ und den – in der Neuzeit – von Fürsten re-
präsentierten Eliten aus. Der erste in der historischen Entwicklung der Demo-
kratie beobachtbare Konflikt war ein vertikaler – unten („das Volk“) gegen oben. 
Diese Konfliktlinie bestimmte auch die Revolutionen des 18. Jahrhunderts, die 
US-amerikanische und die französische: Der alles beherrschende Konflikt bezog 
sich auf den Sturz der Monarchien.

Mit dem Ende der Monarchien (v.a. USA, Frankreich) bzw. der politischen 
Entmachtung der konstitutionell und parlamentarisch eingebundenen Monar-
chen (Großbritannien, Belgien) war dieser vertikale Konflikt – zunächst – ob-
solet geworden. An seine Stelle rückte ein horizontaler Konflikt ins Zentrum 
der Demokratie – der zwischen Parteien; zwischen Tories und Whigs, Giron-
disten und Jakobinern, Konservativen und Liberalen und bald liberal-konser-
vativen Bürgerlichen und Sozialisten. Die rasche Entwicklung der Demokratie 
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zum Parteienpluralismus und zum Mehrparteiensystem gab dieser Form des 
Konfliktes eine geradezu definitorische Bedeutung für die Demokratie: Joseph 
Schumpeter definierte um die Mitte des 20. Jahrhunderts den Wettbewerb zwi-
schen den Parteien um die Stimmen der WählerInnen (also des Volkes) als das 
Wesensmerkmal, als den eigentlichen Kern der Demokratie. 

Die Konfliktforschung muss sich auch mit der Konstruktion und Dekons-
truktion des demos als des gedachten Souveräns demokratischer Ordnung be-
fassen. Die politischen Entwicklungen des 19. und des 20. Jahrhunderts gingen 
von der Grundannahme eines homogenen „Volkes“ aus. Diese Grundannahme 
stand hinter der Einigung Italiens und der Deutschlands und war die Basis des 
Prinzips des „Rechtes auf Selbstbestimmung“, wie es – teilweise – die mit den 
Pariser Vororteverträgen verbundene Friedensordnung prägte. Die Einsicht in 
die unvermeidliche ethnische und soziale Inhomogenität moderner Staatlich-
keit und die Erfahrungen mit den gegenläufigen nationalistischen Ansprüchen 
zerstören die Vorstellung, „das Volk“ sei eine letztlich klar definierbare Einheit. 
Benedict Anderson mit seinem Begriff der Nation als gedachte Gemeinschaft 
(2006) hat einen quasi natürlichen Begriff von Volk dekonstruiert. Robert Dahl 
(1989) und Rainer Bauböck (1994) haben, auch im Zusammenhang mit dem 
Phänomen der Migration, den traditionell nur zu oft mit Geburt und Herkunft 
konnotierten Begriff vom „Volk“ durch den Begriff von citizenship ersetzt: Die 
Grundlage demokratischer Ordnung ist nicht ein als gegeben fingiertes „Volk“, 
sondern die Summe aller Menschen, die in einer Gemeinschaft leben, deren 
Pflichten unterworfen sind und deshalb Zugang zu allen Rechten dieser Ge-
meinschaft haben müssen.

Die Demokratie kann nicht als das konfliktfreie Paradies gesehen werden, 
in dem nach der Niederringung der Herrschaft der Tyrannen verschiedens-
ter Prägung eine natürliche Harmonie garantiert ist. Die Demokratie ist weder 
der „Krieg aller gegen alle“, wie Thomas Hobbes den Naturzustand sah, noch 
eine von Widersprüchen befreite Lebensform, in der jede und jeder – wie Marx 
die klassenlose, die kommunistische Gesellschaft heraufdämmern sah – frei und 
nach seinen (ihren) Bedürfnissen zu leben vermag.

Demokratie ist nicht Konfliktüberwindung, Demokratie ist Konfliktdomes-
tizierung – ideengeschichtlich zwischen Hobbes und Marx angesiedelt. Im Hin-
tergrund steht, dass die Demokratie – wie sie sich am Beginn des 21. Jahrhun-
derts präsentiert – an der Realität der Knappheit der (vor allem, aber nicht nur) 
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materiellen Güter nichts zu ändern vermag; dass daher auch die Demokratie 
mit einander widersprechenden Interessen konfrontiert ist – zwischen reich und 
arm, alt und jung, weiblich und männlich, religiös und areligiös, ökonomisch 
und ökologisch – und anderen. Die Vielschichtigkeit dieser Konflikte äußert 
sich vor allem im demokratischen Mehrparteiensystem, aber auch im Aufein-
anderprallen von Interessensgruppen wie Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften.

Der Konflikt ist in der Demokratie nicht nur existent, er macht Demokra-
tie überhaupt erst möglich. Erst der sich in einem Vielparteiensystem artiku-
lierende Konflikt um politisch legitime Macht eröffnet den WählerInnen die 
Möglichkeit, die Frage der Machtverteilung in freier Wahl zu entscheiden. Für 
die Demokratie ist der Konflikt kein notwendiges Übel, sondern eine Existenz-
voraussetzung. Die Entwicklung der neuzeitlichen Demokratie, die eng mit den 
Erfolgen der bürgerlichen Revolutionen verbunden ist, hat unterschiedliche 
Formen der Umsetzung politischer Konflikte in demokratisch legitime Macht-
verteilung entwickelt. 

Die damit verbundene Typologie der Demokratie kann auf zwei Ebenen 
verdeutlicht werden: Der auf dem amerikanischen Kontinent (dem Modell der 
USA folgend) dominante Präsidentialismus verteilt Macht – als Resultat von-
einander unterschiedener Wahlvorgänge – auf eine Legislative, dem Parlament, 
und auf eine Exekutive, den Präsidenten. Diese beiden „Gewalten“ stehen ein-
ander unabhängig gegenüber. Dennoch erfordert die Notwendigkeit, Entschei-
dungen zu treffen, die Kooperation dieser „Gewalten“ in Form der checks and 
balances. In Europa dominiert hingegen das parlamentarische System, das die 
Bestellung der Exekutive von den Mehrheitsverhältnissen des direkt gewählten 
Parlaments abhängig macht. Dadurch tritt die Idee der Gewaltentrennung in 
den Hintergrund, weil Parlamentsmehrheit und Exekutive politisch aneinander 
gebunden sind.

Eine weitere Differenzierung ist die zwischen einer dem britischen Vorbild 
entsprechenden Westminster Demokratie, die der demokratisch bestellten Mehr-
heit ein Maximum an Gestaltungsmöglichkeit einräumt, begrenzt durch die 
Notwendigkeit einer nächsten Wahl und die Kontrolle von Opposition und 
Öffentlichkeit, und einer Konkordanz- oder Konsensdemokratie. Diese baut 
auf dem Gedanken der Machtteilung (power sharing) zwischen allen relevanten 
Interessen und Parteien auf und relativiert damit die Bedeutung von Mehrheit 
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und Minderheit. Diese Form der Domestizierung von Konflikten kann am bes-
ten in der Schweiz und der für sie typischen Form von Großer Koalition und 
regelmäßigen Plebisziten beobachtet werden.

Konflikte in der Internationalen Politik

Die international in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts entwickelte Frie-
densforschung stellt den Konflikt in das Zentrum ihrer Betrachtung. Das gilt so-
wohl für die realistische Friedensforschung, die vor allem bestehende, den Frieden 
bedrohende Konflikte beschreiben und analysieren will, als auch für die kritische 
Friedensforschung, die auf die Überwindung der gesellschaftlichen Ursachen von 
Unfrieden abstellt. Die in dieser Gegenüberstellung zum Ausdruck kommen-
de Differenz der Friedensbegriffe – der positive Friede (definiert als Fehlen von 
Kriegsvoraussetzungen), der im Zentrum der kritischen Friedensforschung steht, 
und der negative Friede (definiert als Abwesenheit von Krieg), mit dem sich vor 
allem die realistische Friedensforschung befasst – drückt keine Dichotomie aus, 
sondern einander ergänzende unterschiedliche Schwerpunktsetzungen.

Gerade in der Friedensforschung sind die bereits erwähnten Begriffe Sym-
metrie und Asymmetrie von wesentlicher Bedeutung: Die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen Symmetrie in der Internationalen Politik hergestellt werden 
kann, um den negativen Frieden zu wahren und Kriege zu vermeiden, ist eine 
der Schlüsselfragen der Friedensforschung. 

Die Erforschung internationaler Konflikte ist zunehmend der Herausforde-
rung gegenübergestellt, dass die traditionellen Annahmen internationaler Po-
litik, es ginge vor allem um zwischenstaatliche Konflikte, immer weniger der 
Wirklichkeit entsprechen. Nicht-staatliche AkteurInnen bestimmen immer 
mehr die Internationale Politik – etwa multinationale Konzerne oder trans-
nationale Terrorgruppen. Dadurch wird die Suche nach Symmetrie erschwert, 
weil nicht nur die unterschiedliche Quantität (z.B. militärisches Potential), son-
dern auch die unterschiedliche Qualität (z.B. das Interesse an und die Fähigkeit 
zu Kompromissen) zu berücksichtigen sind.

Das freilich eher vage Konzept von global governance beschäftigt sich mit ei-
ner Besonderheit internationaler Konflikte – mit der Abwesenheit einer zentra-
len Autorität. Während Konflikte zwischen Klassen und Religionen, zwischen 
Generation und den Geschlechtern, zwischen Ethnizitäten und Sprachgrup-
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pen – solange diese innerhalb eines Staatsverbandes stattfinden – mit dem Ge-
waltmonopol eines Staates konfrontiert sind, der ja auch (nach traditionellem 
Staatsverständnis) letzte (souveräne) Instanz bei der Entscheidung über Kon-
flikte und damit der Lösung eben dieser ist, fehlt ein Äquivalent im transnati-
onalen Bereich. Es gibt nicht ein transstaatliches government, eine quasi-staat-
liche Autorität, die über den Staaten steht. Deshalb die Suche nach governance, 
die ansatzweise und partiell dieses Vakuum füllen könnte.

Diese Voraussetzungen erfüllen die Vereinten Nationen nicht, weil das – 
potentiell – supranationale Organ der UN, der Sicherheitsrat, Beschlüsse nicht 
gegen den Willen eines seiner fünf ständigen Mitglieder fassen kann. Die Vor-
aussetzungen erfüllt die Europäische Union teilweise, weil sie durch Mehrheits-
entscheidungen im EU-Rat und im Europäischen Parlament in vielen Berei-
chen eine supranationale Qualität aufweist. Allerdings ist die EU eben nur eine 
– partiell – supranationale governance mit Bezug auf ihr Innenverhältnis, sie 
kann also nur als Versuchslabor für global governance angesehen werden.

Das in der internationalen Staatenordnung prinzipiell verankerte „Right to 
Protect“ verkörpert den Anspruch auf globale governance. Dieser Anspruch be-
steht darin, dass bei elementaren Verstößen gegen Menschenrechte (etwa bei 
Genoziden) die Staatengemeinschaft berechtigt ist, auch unter Verletzung des 
Prinzips des Nicht-Eingriffs in nationalstaatliche Souveränität zu agieren. Al-
lerdings sind die bisherigen Erfahrungen widersprüchlich – vom Eingreifen der 
NATO im Kosovo, 1999, das ohne Legitimierung durch den UN-Sicherheitsrat 
erfolgte, bis zum NATO-Eingreifen in Libyen, 2011, das mit einer Überdeh-
nung eines UN-Mandats verbunden war. Auch die von den Vereinten Nationen 
eingesetzten Gerichtshöfe zur Durchführung von Kriegsverbrecherprozessen 
drücken diesen Anspruch aus.

Resümee

Konfliktforschung ist ein Überbegriff, der wesentliche Aspekte aller Sozialwis-
senschaften erfasst. Konfliktforschung beansprucht somit eine Querschnitts-
kompetenz, die den verschiedenen sozialwissenschaftlichen Teildisziplinen 
immanent ist. Die Konfliktforschung ist – mehr noch als Sozialwissenschaften 
generell – vor die Aufgabe gestellt, eine vielfache Balance zu suchen und zu si-
chern:
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1.	 zwischen einem empirisch-analytischen Zugang, der Konflikte so erfassen 
will, wie sie sind, und einem normativen Zugang, der auf die Lösung von 
Konflikten zielt;

2.	 zwischen der Erwartung, die Konfliktforschung könnte Konfliktexplosio-
nen vermeiden helfen, und dem vorsichtigen Hinweis, Konfliktforschung 
könnte Politik beraten, nicht aber Politik ersetzen;

3.	 zwischen einem generalistischen Verständnis, das die Konfliktforschung zur 
Summe aller Sozialwissenschaften zu machen tendiert, und einem spezi-
fischen einengenden Verständnis, das die Bereiche der Konfliktforschung 
eng abgrenzen will.

Die Suche nach einer vielschichtigen Balance wird für eine sich unvermeidlich 
interdisziplinär verstehende Konfliktforschung immer weitergehen müssen.
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